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Am Stuttgarter Bahnhof im Herbst 2010: Fassungslos aber friedlich stehen viele hundert Men-
schen dem Polizeikordon gegenüber, hinter dem die Bagger ihre Arbeit verrichten. Unter ihnen 
ein junger Mann, auf dessen T-Shirt zu lesen ist: »Something Went Wrong« steht da. Ein treffender 
Kommentar zur Lage: Irgend etwas scheint da in eine ganz falsche Richtung gelaufen zu sein. 
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„Mitmachen erwünscht. 
Beteiligungskultur vor Ort“
Aber, und das macht diesen T-Shirt-Spruch 
so interessant: nicht nur in Stuttgart. Es wäre 
zu einfach, den Betreibern des Bahnhof-Pro-
jekts ihre Fehler vorzuhalten und den Rest 
der Republik aus der Verantwortung zu ent-
lassen. Denn auch in vielen anderen Städten 
scheint in Sachen Bürgerbeteiligung einiges 
in die falsche Richtung gelaufen zu sein. 
Zweifellos führen die Stuttgarter Ereignis-
se bundesweit auch zum Nachdenken über 
das Verhältnis von Bürgern und Kommunen 
– aber auch hier sind Reaktionen zu beob-
achten, die erneut in falsche Richtungen zu 
zielen scheinen.
Zuschauerdemokratie, Wutbürger oder was?
Lange Zeit wurde beklagt, dass sich Bürge-
rinnen und Bürger nicht für die Politik inte-
ressieren. Sie blieben, so hieß es nicht nur 
von den Politikwissenschaftlern, auf den 
Zuschauertribünen der politischen Arenen 
sitzen und nähmen zunehmend »apathi-
scher« die Prozeduren und Resultate des po-
litischen Handelns zur Kenntnis. Das Wort 
von der »Zuschauerdemokratie« machte die 
Runde und schien zur Gewissheit geworden 
zu sein. Und nun das: In einer nicht eben für 
aufmüpfiges Bürgertum bekannten schwä-
bischen Großstadt bricht ein Sturm los, der 
ganz Deutschland erschüttert und selbst im 
Ausland Aufmerksamkeit auslöst. Es protes-
tieren Alte wie Junge, Bewegte wie vormals 
nie Demonstrierende. Bis tief ins bürgerlich-
konservative Lager herrscht Aufruhr – ge-
gen ein Verkehrs- und Städtebauprojekt, 
vor allem aber gegen einen Politikstil, der 
Kommunikation verweigert, Beschlüsse in 
kleinen Zirkeln fasst, sie formal legitimieren 
lässt und wo nötig mit Gewalt durchsetzt.
Wenn sich Bürgerinnen und Bürger unüber-
hörbar ins politische Geschehen einmischen, 
scheint das aber manchen auch nicht recht. 
Denn schon kursiert ein neues Schlagwort: 
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»Wutbürger«. Viele verwenden ihn als eine 
Art Kampfbegriff, mit dem die Protestieren-
den gleichsam zu unberechenbaren, emotio-
nalen Wesen gestempelt werden. 
Ob apathisch auf den Tribünen oder wütend 
im Stadtpark – beide Zuschreibungen sind 
nicht nur polemisch-vereinfachend. Sie ver-
meiden es zudem, nach Ursachen für Defi-
zite der politischen Praxis auf der anderen 
Seite, in den öffentlichen Verwaltungen und 
der lokalen politischen Klasse zu fragen.
Die Gesellschaft für deutsche Sprache, die 
den Begriff »Wutbürger« am 17. Dezember 
des letzten Jahres auf Platz Eins ihrer jähr-
lichen Liste der »Worte des Jahres« setzte, 
wird da schon etwas deutlicher: Dieses Wort 
stehe für die Empörung in der Bevölkerung, 
»dass politische Entscheidungen über ihren 
Kopf hinweg getroffen werden«. Hier also 
liegen die Ursachen: in einer politischen 
Praxis, die nicht ergebnisoffen argumentiert, 
die keine echten Alternativen vorlegt, die nur 
formal beteiligt und somit im Kern intrans-
parent bleibt. Daran entzündet sich der Zorn 
– nicht nur in Stuttgart:
Schlechte Praxis und die Spirale der 
Vorurteile
Wer die Praxis der Stadtentwicklung aus der 
Nähe betrachtet wird in der Tat auf alle For-
men der Kommunikationsverweigerung sto-
ßen: Planungs- und Entscheidungsprozesse 
werden gegenüber Einblicken von außen ab-
geschottet und die vermeintlich ohnehin nur 
störenden Bürgerinnen und Bürger erfahren 
erst von den Absichten, wenn das Wesentli-
che entschieden ist. Einige Originaltöne aus 
der kommunalen Praxis mögen das illust-
rieren: »Das ist zu sensibel«, »das soll man 
nicht in die Öffentlichkeit zerren«, »das lasse 
ich mir nicht zerreden!«… 
Natürlich ist es nur teilweise richtig, dies un-
ter Kommunikationsverweigerung zu sub-
sumieren. Denn Kommunikation findet in 
solchen Fällen durchaus statt – in engstem 
Kreise, auf kurzen Wegen, mit wenigen Be-
teiligten – eben jenen, auf die es angeblich 
oder tatsächlich »ankommt«. 
Unzureichend und zu spät informiert, gele-
gentlich sogar gezielt hinters Licht geführt, 
bleibt denen, die einzelnen Vorhaben kri-
tisch gegenüber stehen, nur der klassische 
Weg des Protests und der Skandalisierung – 
was dann alle Beteiligten in der Auffassung 
bestärkt, dass die Bürger tatsächlich Störfak-
toren sind.
Selbstverständlich wird nicht immer und 
überall den Bürgerinnen und Bürgern die 
Kommunikation verweigert. Sie findet statt. 
Aber wie? Allzu oft ohne Wirkung: Entwe-
der redet man nicht über die aus der Sicht 
der Beteiligten wirklich wichtigen Probleme 
– das Kommunikationsangebot bleibt also 
irrelevant. Oder aber: Es können zwar weit-
reichende Vorstellungen entwickelt werden 
– aber die entscheidenden Akteure lassen 
diese Ideen und Konzepte ins Leere laufen. 
Die Beteiligten bleiben von solchen Erfah-
rungen nicht unbeeindruckt. Dass »doch 
sowieso alles andernorts entschieden werde« 
ist eine oft zu hörende und, wie jeder aus der 
Praxis bestätigen kann, allzu oft zutreffende 
Feststellung. Und für die Erfahrung, dass 
noch so intensives Engagement wirkungslos 
bleibe, gilt Gleiches.
Die Bürgerinnen und Bürger klagen aller-
dings nicht nur. Sondern ziehen ihre Kon-
sequenzen. Und die lauten z.B.: »Wenn Du 
etwas bewirken willst, bringen die Bürgerver-
sammlungen nichts … Wir machen das mit 
der Presse – die freut sich über so was …«. 
Eine andere Konsequenz: »Da gehe ich nie 
wieder hin«. Womit dann alle Beteiligten ihre 
negativen Vorurteile über die Rolle der Bür-
ger bei der Stadtentwicklung auf’s Schönste 
bestätigt hätten.
Beteiligung in Grenzen?
Der Alltag sieht nicht immer und überall so 
aus. Es gibt durchaus auch Positivbeispiele: 
sinnvolle Beteiligungsprozesse, groß ange-
legte, offensiv auf Dialog ausgerichtete Ein-
zelveranstaltungen und mehrjährige, kom-
plexe Verfahren. 
Aber ihnen ist eines gemein: Sie bleiben 
fast immer Ausnahmen von der Regel. Ihre 
Reichweite ist begrenzt. Oft übernehmen 
Spezialisten, die man für einige Zeit mit die-
ser Aufgabe betraut, die Gestaltung kommu-
nikativer Prozesse. Denen mag es durchaus 
gelingen, viele Akteure einzubinden, anre-
gende Veranstaltungen durchzuführen und 
so auch inhaltlich gute Ergebnisse zu erzeu-
gen – aber was mit denen im nachfolgen-
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den, oft langjährigen Entscheidungsprozess 
geschieht, bleibt unklar. Zugleich führt diese 
Auslagerung der kommunikativen Aufgaben 
dazu, dass innerhalb von Politik und Ver-
waltung alles beim alten bleiben kann. Eine 
strukturelle Neuorientierung hin zu mehr 
Bürgerorientierung wird so vermieden.
Es gibt auch Kommunen, in denen anders 
verfahren wird: Da entwickeln einzelne Äm-
ter oder Gruppen durchaus hohe Kompe-
tenzen beim Umgang mit Bürgerinnen und 
Bürgern, aber schon auf dem nächsten Ver-
waltungs-Flur weiß man nichts davon.
Beobachtungen wie diese sind keine Einzel-
fälle. Selbst in Städten, die seit Jahren für 
ihre »best practices« bekannt sind, findet 
sich das Phänomen der auf (zeitliche, sachli-
che, räumliche, institutionelle und personel-
le) »Inseln« begrenzten Teilhabepraxis. 
Ein ganz besonderes Problem dieser Beteili-
gungswirklichkeit ist die Kontrasterfahrung, 
die die Bürgerinnen und Bürger machen: 
Auf der einen Seite werden sie umworben, 
zu Beteiligung und Engagement aufgefor-
dert, als unverzichtbare Partner angesehen. 
Zugleich aber kann es geschehen, dass eine 
Industrie-Ansiedlung im engsten Kreis ent-
schieden, ein Infrastrukturprojekt ohne öf-
fentliche Diskussion begonnen oder eine 
einfache Anfrage rüde (oder gar nicht) beant-
wortet wird. Solche Negativerfahrungen ver-
stören und entwerten alle positiven Ansätze. 
Und so setzen sich die oben beschriebenen 
Negativ-Spiralen auf‘s Neue in Gang.
Kurzum: Bürgerbeteiligung ist nicht nach 
Belieben an- oder abzuschalten. Lokale Betei-
ligungskultur ist nur ganz oder gar nicht zu 
haben.
Hyperaktive Kommunikation?
Stuttgart hat viel bewirkt. Auch außerhalb 
Stuttgarts. Quer durch die Republik wird 
nach mehr Bürgerbeteiligung, innovativen 
Verfahren lokaler Demokratie und manchem 
mehr gerufen. Die Branche der Moderato-
rinnen und Kommunikatoren erlebt einen 
ungeahnten Aufschwung – und macht da-
bei nicht nur gute Erfahrungen: »Wie gehen 
wir denn dieses oder jenes Projekt an, um 
Probleme wie in Stuttgart zu vermeiden?« 
So oder ähnlich können die Fragen lauten – 
und wenn sie so nicht gestellt werden, sind 
sie doch nicht selten so gemeint. Will sagen: 
Denen, die so fragen, geht es nicht um Betei-
ligungskultur, sondern um Befriedung,
Aber auch in jenen Prozessen, die bereits 
kommunikativ angelegt sind, verändern sich 
die Anforderungen: »Twittern Sie auch?, »Sie 
machen doch sicher auch Beteiligung von 
Jugendlichen!«, »Wir müssen auch an die 
Ausländer ran«, »Ohne Web-2.0 geht heute 
gar nichts«. Solche Forderungen kommen 
aus Verwaltungen und Politik gleicherma-
ßen. Man möchte sich die Augen reiben an-
gesichts einer solchen Aufbruchstimmung. 
Wird aber zumeist dann auf den Boden der 
Tatsachen zurück geholt, wenn man die Fra-
ge stellt: Wozu möchten Sie denn das? Woran 
könnten sich die Gruppen, die Sie erreichen 
wollen, denn mit Aussicht auf Wirkung be-
teiligen? Sind Sie bereit und in der Lage, die 
Ergebnisse eines solchen Verfahrens auch 
aufzugreifen und transparent mit ihnen um-
zugehen? Auch dann, wenn sich die Ange-
sprochenen zu ganz anderen Fragen äußern 
als zu denen, die Sie ihnen stellen wollen?
Sehr bald wird dann deutlich: Da wird Be-
teiligung um ihrer selbst willen betrieben. 
Möglichst viele Teilnehmer hier, möglichst 
viele »Clicks« dort, möglichst gutes Echo in 
der Presse für ein möglichst reibungsfreies 
Beteiligungs-Event.
Diese Kommunikationsbemühungen sind 
nicht selten effekthascherisch und bleiben 
selbst dann, wenn sie von guten Absichten 
geleitet sind, oft kurzatmig – auch das weist 
erneut in die falsche Richtung. In nicht weni-
gen Fällen erzeugt ein solcher Aktionismus 
zudem Frustrationen bei denjenigen, sie sich 
zur Teilhabe eingeladen sahen, aber nicht 
ernst genommen sehen.
Lokale Beteiligungskultur braucht Geduld 
und einen langen Atem. Darauf macht schon 
das Wort »cultura« deutlich, das in der »Kul-
tur« steckt und uns auf das langsame Wach-
sen, das Hegen und Pflegen aufmerksam 
macht.
Gewissheit
Nein, es steht vielerorts nicht gut um die lo-
kale Beteiligungskultur. Es gibt zwar zahlrei-
che Anläufe in die richtige Richtung – aber 
oft fehlt es am langen Atem, an der notwen-
digen Unterstützung derjenigen, die sich für 
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Beteiligung einsetzen, vor allem aber an der 
mehrheitlichen Bereitschaft, sich den An-
forderungen und Ergebnissen einer offenen 
Kommunikation auszusetzen. 
In dieser Situation wird oft nach »neuen Me-
thoden« oder »innovativen Verfahren« geru-
fen. Genau daran, an der Methodenvielfalt 
und Verfahrenskreativität, mangelt es aber 
nicht. Defizitär ist das wechselseitige Ver-
trauen, die Gewissheit, dass lokale Demokra-
tie gelebt und nicht nur Verfahren abgewi-
ckelt werden. 
Dass gerade hier der zentrale Handlungsbe-
darf besteht wurde schon von mehr als vier-
zig Jahren erkannt:
Wer sich mit der Geschichte der Bürgerbe-
teiligung in der Stadtentwicklung auseinan-
dersetzt, beginnt zumeist mit Willy Brandts 
Versprechen aus der Regierungserklärung 
vom 28.10.1969: »Wir wollen mehr Demokra-
tie wagen. […] Mitbestimmung, Mitverantwor-
tung in den verschiedenen Bereichen unserer 
Gesellschaft werden eine bewegende Kraft der 
kommenden Jahre sein. […] Wir stehen nicht am 
Ende unserer Demokratie, wir fangen erst richtig 
an«.
Das Versprechen mehr informieren, mehr 
Dialog suchen, mehr Demokratie wagen zu 
wollen, hatte auch Konsequenzen für Stadt-
entwicklung und Stadtplanung. 1970 hieß 
es etwa in der Begründung zur Vorlage des 
Städtebauförderungsgesetzes: »Die betroffe-
nen Bürger müssen die Gewissheit haben, dass 
sich die bauliche Gemeindeentwicklung nicht 
über sie hinweg von Amts wegen vollzieht. Die-
se ›Demokratisierung des Planungsprozesses‹ 
ist eine wichtige Voraussetzung, demokratisch-
staatsbürgerliches Engagement dort zu ermögli-
chen, wo der Lebensbereich jedes Einzelnen am 
unmittelbarsten berührt wird. Dazu ist es not-
wendig, den Bürger bereits im Vorbereitungssta-
dium gründlich zu informieren, um sein Urteil 
in die Planung der städtebaulichen Entwicklung 
einbeziehen zu können«. 
Diese Sätze sind auch heute noch bemer-
kenswert. Denn mit ihnen wird ein vielerorts 
noch uneingelöster Anspruch formuliert: Wo 
können denn die Bürgerinnen und Bürger 
tatsächlich die Gewissheit haben, dass sich 
die Gemeindeentwicklung nicht über sie 
»hinweg vollzieht«? Statt von einer Gewiss-
heit sprechen zu können, die sich auf Erfah-
rung stützt und in wechselseitigem Vertrau-
en mündet, herrscht zumeist Misstrauen vor, 
auf allen Seiten.
Die sich so immer wieder neu erzeugenden 
(und bestätigenden) Vorurteile zu überwin-
den setzt nicht einige besonders gelungene 
Beteiligungsverfahren, sondern eine Um-
orientierung auf breiter Basis voraus – insbe-
sondere auch in Politik und Verwaltung, wo 
oft noch starke Ängste und Vorurteile wirk-
sam sind.
Insofern gehen all die Ansätze in die richtige 
Richtung, die kommunales Handeln in der 
Breite neu ausrichten, die Bürgerorientie-
rung ernst nehmen. Auch dafür gab und gibt 
es positive Beispiele. Allen, die auf diesem 
zweifellos, gerade zu Beginn, sehr steinigen 
Weg weiter gehen, sei ausreichend langer 
Atem gewünscht. Auf dass in Zukunft dann 
– per T-Shirt oder auf andere Weise – festge-
halten werden kann: Es ging dann doch eini-
ges in die richtige Richtung.
Mehr dazu
Zu Stuttgart und den Folgen: pnd|online 
Ausgabe III/2010 (http://www.planung-neu-
denken.de/)
Zum Stand der Diskussion über Stadtent-
wicklung und Beteiligung: Klaus Selle: Ge-
meinschaftswerk? Teilhabe der Bürgerinnen 
und Bürger an der Stadtentwicklung. PT_
Materialien Bd. 26 (Download: http://www.
pt.rwth-aachen.de/index.php?option=com_
content&view=article&id=135&Itemid=93)
